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A n fra Pi e Le ap t w cO r ~.E n g 

Die Abg.Dr. 0 b e r h a m m e r u.'1d Genossen haben in der 

Nationalratseitzung vom 24.Feber 1954 an den Bundesminister für Verkehr 

und verstaatliohte Betriebe eine Anfrage, betreffend Arbeiterfahrkarten, 

eingebraoht. i~ ,der sie anregten, iu Sinne einer positiven Familienpoli­

tik die Bestimmungen übe:r,' die Einkommensgrenze für die Erlangung einer 

Arbeiterfahrkarte, die derzeit m~t 1500 S festgelegt ist, in der Weise zu 

ergänzen, daß für jedes dazukommende Kind 'ein gewisser weiterer Freibe­

tr~ gew.ährt werde. 

, In Beantwortun~ dieser Anfrage teilt Bundesminister 

Dipl.-Ing. VI a 1 d br u ll,n erfolgendes mits 

Zunäohst möchte ich darauf hinweisen, daß darin, daß in den zur 

Erlangung der gegenständlichen FahrpreisbeßÜnstigung erforderlichen Aus­

weis nur das steuerpflichtige Einkommen, nicht aber auch die monatlichen 

:linderbei~ilfen aufzunehmen sind, bereits eine gf,wisse Begünstigung für 

den ,Erhalter einer kinderreichen Familie gelegen ist. 

, Eine über -den Rahmen der gegenwärtigen tarifarischen Bestimmungen 

hinausgehende Regelung würde eine Unzahl von Berufungen zur Folge haben, 

die mit BUoksicht auf den gesetzlichen Grundsatz der tarifarischen Gleich­

behandlung aller Bahnbenüt zer nicht abgelehnt werden könnten. Die m:1 t. 

einer solohen Regelung unvermeidlich verbundene empfindliohe Einnahm~~inde­
rung kann aber in Anbetracht der bekannten, s,chwierigen finanziellen Lage 

, ' l 

der Österreiohisohen :Sundesbahnen nicht ,verantwortet werden. 
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